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Van Spyk erster freisinniger Staatssekretär
Vizestaatssekretär Benedikt van Spyk wird wie erwartet Nachfolger von Canisius Braun.

Der 40-jährige Benedikt van
Spyk, Vizestaatssekretär, ist am
Montag vom Kantonsrat diskus-
sionslos mit 107 von 118 abgege-
benen Stimmen zum neuen
St.Galler Staatssekretär gewählt
worden. Er wird in der Junises-
sion als Nachfolger von Canisius
Braun vereidigt, der 62-jährig
nach zwölf Jahren zurücktritt.

Mit der Wahl des Freisinni-
gen geht die seit 1888 andauern-
de CVP-Ära im Amt zu Ende:
130 Jahre lang hatten die
«Schwarzen» stets den «achten
Regierungsrat» gestellt. Die his-
torische Zäsur war im kurzen
Wahlprozedere ebenso wenig
Thema wie die Parteizugehörig-
keit oder das Geschlecht. Offen-
sichtlich bestanden fraktions-
übergreifend keinerlei Zweifel
über die fachlichen wie persön-
lichen Eignungen van Spyks für

die Stelle. Nachdem Lukas
Schmucki (CVP), Leiter Parla-
mentsdienste, auf eine Bewer-
bung verzichtet hatte und eine
parteiunabhängige Frau nach
erfolgreichem Assessment An-
fang Januar kurzfristig ihre Be-
werbung zurückzog, war der
Weg frei für den FDP-Mann. Die
Wahl auf Vorschlag der Regie-
rung ging prompt ohne Wort-
meldung vonstatten. Van Spyk

durfte sich über lautstarken Ap-
plaus und zahlreiche Gratulatio-
nen freuen – Ausdruck der Wert-
schätzung gegenüber dem seit
2011 bei der Kantonsverwaltung
tätigen Doktor der Rechtswis-
senschaften, der die Dienststel-
le Recht und Logistik leitet.

Parteipolitischwirder sich
zurückhalten
Die spannende Aufgabe als Brü-
ckenbauer und Informations-
vermittler an der Seite der Re-
gierung reize ihn, doch suche er
nicht das Rampenlicht, sagt van
Spyk. «Dass man den Staatsse-
kretär kaum kennt, ist ein Vor-
teil. Man ist an allen wichtigen
Themen beteiligt, doch ohne die
Belastung der öffentlichen Ex-
poniertheit in der Exekutive.»
Parteipolitisch werde er sich
künftig «sehr zurückhalten»,

auch was die Beratung der Frak-
tion betreffe. Sein Mandat für
die FDP im St.Galler Stadtpar-
lament gibt er Ende Februar ab.
Die eingeleitete Entflechtung
der Dienste für Regierung und
Parlament begrüsst er: «Das
Amt des Staatssekretärs war
überladen.» Anspruchsvoll wer-
de der Rollenwechsel vom
Teammitglied zum Personallei-
ter. «Es gilt, den Anforderungen
der über 70 unterschiedlichsten
Mitarbeitenden gerecht zu wer-
den.» Dankbar ist van Sypk
gegenüber dem «offenen
St.Gallen», das ihn, aus Rhein-
felden zum Studium zugezogen,
als Fremdling herzlich aufnahm.
«In Basel beispielsweise könnte
kein Zugezogener Staatssekre-
tär werden», schmunzelt er.

Marcel Elsener

Steuersenkung in letzter Minute
70 Millionen Franken weniger: FDP und SVP setzen durch, dass der Kanton St.Gallen eine Steuersenkung plant.

Adrian Vögele

Der Kanton St.Gallen soll seine
Steuern auf das kommende Jahr
von 115 auf 110 Prozent senken:
Diese Forderung haben SVP und
FDP am Montag im Kantonspar-
lament im Alleingang durchge-
bracht – gegen den Widerstand
von Regierung, SP, Grünen, CVP
und GLP. Damit muss die Regie-
rung die Steuersenkung in den
Aufgaben- und Finanzplan auf-
nehmen. Der definitive Ent-
scheid über den Steuerfuss fällt
jedoch erst im Herbst, wenn das
Parlament über den Steuerfuss
entscheidet.

Der Angriff auf den Steuer-
fuss hat eine Vorgeschichte. Be-
reits in der Budgetdebatte im
vergangenen November hatte
die SVP spontan eine Steuersen-
kung beantragt. Damals machte
die FDP nicht mit – über dieses
Thema müsse man im Rahmen
des (längerfristigen) Aufgaben-
und Finanzplans diskutieren.
Am Montag nun unterstützte die
FDP die Forderung nach einer
Steuersenkung – man handle da-
mit «nur konsequent», sagte
Fraktionschef Beat Tinner. Der
Kanton habe genügend Eigen-
kapital, um die Steuersenkung
zu finanzieren, so die Freisinni-
gen. Es sei Zeit, den Bürgern et-
was zurückzugeben. Bei der Vor-
beratung des Finanzplans in der
Finanzkommission hatten FDP
und SVP den Antrag jedoch
nicht gestellt – trotz dieser Vor-
geschichte.

ScharfeKritik
vonSPundCVP
Die anderen Fraktionen reagier-
ten verärgert. Der Antrag sei un-
seriös vorbereitet und eine
«schlecht getarnte Wahlkampf-
übung», sagte Yvonne Suter
(CVP). Von «Hauruck-Finanz-
politik» sprach Peter Hartmann
(SP). In den kommenden Jahren
seien ohnehin bereits tiefere
Steuererträge und Defizite im
Finanzhaushalt zu erwarten,
auch Bezüge aus dem Eigenka-

pital seien bereits vorgesehen.
Mitte-Links kritisierte zudem,
dass FDP und SVP keine klare
Ansage dazu machen würden,
wo sie denn sparen wollten.

Finanzchef Benedikt Würth
wählte ebenfalls deutliche Wor-
te: «Im Klartext wollen Sie ein
Sparpaket», sagte er an die Ad-
resse von SVP und FDP. Die
Steuersenkung koste 70 Millio-
nen Franken pro Jahr. Es sei
«unverantwortlich, das Eigen-
kapital auf diese Weise zu ver-
braten». Mit der Steuersenkung
würden die Defizite noch höher.
Würth erwähnte auch die Spitä-
ler – die Regierung werde ihre
Strategie dazu demnächst vorle-
gen. «Wenn Sie diese auch ab-
lehnen, dann wäre das finanz-
politisch der Worst Case.» Die
Warnungen blieben ohne Er-
folg: FDP und SVP setzten sich
mit 64 zu 50 Stimmen durch.

Finanzchef Benedikt Würth kämpfte im Parlament vergeblich gegen die Steuersenkung. Bild: Regina Kühne

Spitäler rufen
Parlamentarier
auf den Plan

Reaktionen Gestern Morgen
präsentierte der Verwaltungsrat
der Spitalverbunde seine blutro-
ten Zahlen, am Nachmittag tag-
te das Parlament. Das Thema
Spitäler fand über die Budgetde-
batte denn auch Eingang in den
Kantonsrat. Walter Locher
(FDP) referierteausderMedien-
konferenz: Die Zahlen zeigten
einmal mehr den dringenden
Handlungsbedarf auf. «Passiert
nichts, sind Eigenkapitalbezüge
unumgänglich.» Es handle sich
aber nicht nur um ein finanziel-
les Problem, sondern werde zu-
nehmend zum Qualitätsprob-
lem,sagteer.«Spitalfinanzen:Es
ist fünf vor zwölf», lautet der
dringliche Vorstoss seiner Frak-
tion zu aktuellem Anlass. In der
InterpellationwilldieFDP-Frak-
tionvonderRegierungunteran-
deremwissen,wiesiedieVersor-
gungsqualität einschätzt und ob
nach dem Notkredit für die Spi-
talregion Fürstenland Toggen-
burg weitere anstehen.

AlleFraktionen
wollenhandeln
In einem Punkt sind alle Frak-
tionspräsidentinnen und -Präsi-
denten mit Locher einig. Es
muss etwas passieren. Zuerst
gelte es aber, die Botschaft der
Regierung und die Spitalsession
im April abzuwarten. Während
die CVP aus diesem Grund auf
dringliche Vorstösse verzichtet,
haben sich SP und SVP zusam-
mengetan. «Leistungsabbau bis
zum demokratischen Beschluss
stoppen», lautet der Titel der
dringlichen Motion. Um die
politische Diskussion nicht wei-
ter zu vergiften, brauche es kla-
re Vorgaben der Politik, heisst es
darin. Und weiter: «Präjudizie-
rende Beschlüsse sind zu unter-
lassen.» Indem bereits Leistun-
gen aus den bedrohten Spitälern
nach Grabs, St.Gallen und Wil
verlagert wurden, habe der Ver-
waltungsrat Einfluss auf die ges-
tern präsentierten Zahlen der
einzelnen Standorte genom-
men. Die beiden Vorstösse wer-
den voraussichtlich in der heuti-
gen Sitzung behandelt. (nh)

Kommentar

FDP und SVP greifen zum Brecheisen
Wahlkampf. Dieses Wort fiel
gestern im Kantonsrat mehr-
mals, als FDP und SVP eine
Steuersenkung durchbrachten.
Tatsächlich war es die letzte
grosse Finanzdebatte dieser
Legislatur – und ob SVP und
FDP ihre Mehrheit im Rat
werden halten können, ist
ungewiss. Die letzte Möglich-
keit also für Mitte-Rechts, auf
eigene Faust eine Steuersen-
kung durchzusetzen.

Dass FDP und SVP ihren
Parteiprogrammen gerecht
werden wollen, ist legitim.
Nicht beantwortet haben sie

die Frage, warum sie die
Steuersenkung nicht auf
regulärem Weg in der Finanz-
kommission verlangt haben.
Der Verdacht liegt nahe, dass
sie bewusst mit dem politi-
schen Brecheisen zu Werk
gingen, um einer ausführlichen
Debatte über die Konsequen-
zen der Steuersenkung aus
dem Weg zu gehen. Diese
Debatte ist aber notwendig,
gerade angesichts der schwieri-
gen Finanzlage der Spitäler, die
just die FDP seit langem be-
klagt. Kann der Kanton auf 70
Millionen Franken Steuergeld
pro Jahr verzichten? Wo müsste

allenfalls gespart werden?
Dazu sind nun Antworten
fällig. Ob das Manöver von
FDP und SVP aufgeht, zeigt
sich im Herbst. Dann entschei-
det das Parlament definitiv
über den Steuerfuss 2021 –
in neuer Zusammensetzung.

Adrian Vögele
adrian.voegele@tagblatt.ch

Benedikt van Spyk. Bild: PD

Kantonsrat genehmigt
«Neonazi-Paragrafen»
Extremismus Im zweiten An-
lauf hat der St.Galler Kantonsrat
am Montag einem Gesetzesar-
tikel mit einem Verbot von ext-
remistischen Veranstaltungen
zugestimmt. Dafür brauchte es
eine neue Fassung und die
Unterscheidung zwischen öf-
fentlichem Raum und privatem
Grund.

Im Oktober 2016 hatte in
Unterwasser im Toggenburg ein
Rechtsrock-Konzert mit rund
5000 Neonazis aus dem In- und
Auslandstattgefunden.DiePoli-
zei war vom Grossanlass über-
rumpelt und griff nicht ein. Bei
der politischen Aufarbeitung der
Affäre wurden danach verschie-
dene Vorstösse eingereicht. Gut-
geheissen hat der St.Galler Kan-
tonsrat nun eine Motion der
CVP, die ein Verbot von Veran-
staltungen mit extremistischem
Hintergrund verlangt.

Die St.Galler Regierung hatte
einen neuen Artikel im Polizei-
gesetz vorgeschlagen, nach dem
die Durchführung von Veran-
staltungen verboten wird, «die
nicht mit der demokratischen
und rechtsstaatlichen Grund-
ordnung vereinbar sind und das
Sicherheitsempfinden der Be-
völkerung massgeblich beein-
trächtigen». In der November-
session diskutierte der Kantons-
rat lange über den Artikel – ohne
zu einem Ergebnis zu kommen.

Die Kommission zog Benja-
min Schindler, Professor für öf-
fentliches Recht an der Univer-
sität St.Gallen, bei und stellte im
Dezember eine neue Fassung
vor. Demnach soll es kein gene-
relles Verbot geben. Umstrittene
Veranstaltungen müssen im
Einzelfall beurteilt werden. Die
Fraktionen sprachen sich für die
geänderte Fassung aus. (sda)


